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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 18. Juni 1975 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Haidinger und die 
Richter Claßen, Braxmaier, Dr. Hiddemann und Wolf

für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Beklagten zu 2 wird 
das Urteil des 8. Zivilsenats des Kammer- 
gerichts in Berlin vom 11. Juli 1974 dahin 
geändert:

Die gegen den Zweitbeklagten ge­
richtete Klage wird abgewiesen.

2. Die Revision der Beklagten zu 1 wird zu­
rückgewiesen.

3. a) Von den Gerichtskosten des ersten und
zweiten Rechtszuges tragen die Klägerin 
8/15, die Beklagte zu 1 7/15. Von den 
außergerichtlichen Kosten hat die Klä­
gerin diejenigen des Beklagten zu 2 
voll, 8/15 der eigenen und 8/15 der Be­
klagten zu 1 zu tragen, der ihrerseits 
7/15 der Kosten der Klägerin und 7/15 
der eigenen Kosten zur Last fallen.

b) Die Gerichtskosten der Revision tragen 
die Klägerin und die Beklagte zu 1 je zur 
Hälfte. Von den außergerichtlichen Kosten 
trägt die Klägerin diejenigen des Beklagten
zu 2 voll und 1/2 der eigenen, die Be-
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klagte zu 1 die eigenen und 1/2 der 
der Klägerin erwachsenen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin vermietete durch schriftlichen Ver­
trag vom 30. Oktober 1967 für die Zeit vom 9. November 
1967 bis 31. Oktober 1977 Räume in dem ihr gehörenden 
Hause in L^(|^^«traße ^  an die Erstbeklag­
te, eine GmbH, zum Betrieb einer Weinstube. Der Miet­
zins wurde auf monatlich 2 000 DM festgesetzt, die Ne­
benkosten auf 120 DM und die Heizkosten auf 125 DM.
§ 21 Nr. 4 des Vertrages lautet:

'Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen 
dieses Vertrages gelten nur bei schrift­
licher Vereinbarung."

Nachdem die unterkapitalisierte Beklagte zu 1 in Zah­
lungsschwierigkeiten geraten war, vereinbarten bei ei­
ner Besprechung am 2. April 1968 der Geschäftsfüherer 
der Komplementär-GmbH der Klägerin, B ^ ^ ^ ,  sowie der 
Beklagte zu 2, der Mitgesellschafter der Erstbeklag­
ten und deren Geschäftsführer ist, eine Herabsetzung 
des Mietzinses auf 1 600 DM. Der übrige Inhalt der Be­
sprechung ist streitig. Am 4. April 1968 schrieb die 
Klägerin an den Zweitbeklagten:
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"Wir bestätigen Ihnen die während Ihres 
Besuches in B^Hfc am d.M. mit unserem Geschäftsführer, Herrn getroffene
Vereinbarung, wonach Sie in den Mietvertrag 
eintreten, der am 30* (October 1967 zwischen 
der(Beklagten zu 1) und uns geschlossen wur­
de, bzw. wir diesen Mietvertrag mit Wirkung 
vom 1. April 1968 auf Sie Überschreiben.
Wir bestätigen gleichzeitig die vereinbarte 
Ermäßigung der monatlichen Miete von DM 2 000 
auf DM 1 600 mit Wirkung vom 1. April 1968 
als Äquivalent dafür, daß, wie Sie während 
des Gesprächs dargelegt haben, ihre Anlauf­
kosten mit der Weinstube unvorhergesehen 
hoch sind, und wir Ihnen bei der Uberbrückung 
dieser Anlaufzeit helfen wollen.
Diese Regelung gilt bis auf weiteres, min­
destens aber für die Dauer eines Jahres, ent­
sprechend dem Vorschlag unseres Herrn Brante, 
nach Ablauf eines Jahres die Miete auf 
DM 1 800 festzulegen und um nach Ablauf 
eines weiteren Jahres auf den ursprünglich 
vereinbarten Mietbetrag von DM 2 000 zu 
kommen...."

Diesem unstreitig dem Zweitbeklagten zugegangenen Schrei­
ben wurde nicht widersprochen. Am 9. Mai 1969 schrieb der 
Zweitbeklagte an die Klägerin:

"Bei unserer Unterredung vom 7. Mai 1969 
habe ich erstmals von Ihrem Schreiben vom
4. 4. 1968 erfahren, welches in meiner 
Buchhaltung abgelegt worden ist. Ich darf 
darauf hinweisen, daß ich Ihnen bereits 
früher erklärt habe, daß die beiden Ge­
sellschafter der GmbH ausgeschieden sind 
und ich als alleiniger Gesellschafter die 
GmbH weiterführe. Der Mietvertrag vom
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30. 10. 1967 besteht daher weiterhin mit 
der (Beklagten zu 1).
Hinzu kommt, daß auch nach § 21 Abs. 4 des 
erwähnten Vertrages nachträgliche Änderun­
gen und Ergänzungen nur bei schriftlicher 
Vereinbarung gelten, die jedoch nicht ab­
geändert werden können wie in Ihrem Schrei­ben vom 4. 4. 68 enthalten ist ...."

In einem weiteren Brief vom 16. Mai 1969 teilte der 
Zweitbeklagte mit, den Pächtern der Weinstube sei zum 
30. Juni 1969 gekündigt worden. Weiter heißt es:

"Es ergibt sich hieraus die Notwendigkeit 
daß das Lokal zum 30. Juni 1969 geschlossen 
werden muß ....
Um für Sie den Schaden möglichst gering 
zu halten, bitte ich Sie, sich schnellstens 
nach einem neuen Pächter umzusehen. Bei dem 
derzeitigen Umsatz sollte es Ihnen möglich 
sein, in B ^ B B  jemanden zu finden, der das 
Lokal ÜbernHKt ....
Aus den Ihnen am 7. Mai 1969 vorgetragenen 
und nunmehr schriftlich niedergelegten Grün­
den ist die (Beklagte zu 1) ab 30. Juni 1969  
nicht mehr in der Lage, das Pachtverhältnis aufrechtzuerhalten ....,!

Der Versuch, die Weinstube für 60 000 DM an die Ehe­
leute zu veräußern scheiterte, weil diese
den Vertrag anfochten. Am 30. Juni 1969 stellte die 
Erstbeklagte den Betrieb der Weinstube ein und lei­
stete fortan keine Zahlungen mehr an die Klägerin. 
Seit 1. November 1971 sind die Räume anderweitig 
vermietet.
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Im vorliegenden Rechtsstreit verlangt die Klä­
gerin den Mietzins zuzüglich Neben- und Heizkosten 
für die Zeit vom 1. Juli 1970 bis 30. September 1971. 
Sie hat beide Beklagten als Gesamtschuldner in An­
spruch genommen und Zahlung von 27 675 DM nebst Zin­
sen verlangt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben.

Im Berufungsrechtszug hat die Klägerin die Klage 
in Höhe von 1 875 DM (Heizkosten) zurückgenommen. Das 
Oberlandesgericht hat die Beklagten zur Zahlung von 
25 800 DM verurteilt.

Mit der Revision, um deren Zurückweisung die 
Klägerin bittet, streben die Beklagten die vollstän­
dige Klagabweisung an.

Bntscheidungsgründe

A.

Die Entscheidung darüber, ob die Beklagten für 
die Zeit vom 1. Juli 1970 bis 30. Dezember 1971 Miet­
zins und Nebenkosten zu zahlen haben, hängt zunächst 
davon ab, ob sie in diesem Zeitraum Mieter der Klä­
gerin waren.

Das Berufungsgericht bejaht das,jedoch hält das
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angefochtene Urteil der rechtlichen Nachprüfung nur 
teilweise stand«

I« Zwischen der Klägerin und der Erstbeklagten 
wurde ein am 31. Oktober 1977 ablaufender Mietver­
trag fest abgeschlossen. Streitig ist, ob der Be­
klagte zu 2 aufgrund einer am 2. April 1968 münd­
lich getroffenen Vereinbarving zu den für die Erst­
beklagte geltenden Bedingungen gleichfalls Mieter 
geworden ist.

1. Dazu stellt das Berufungsgericht aufgrund 
der Beweisaufnahme fest, der Zweitbeklagte sei dem 
Mietvertrag vom 30. Oktober 1967 mit der Wirkung 
beigetreten, daß beide Beklagten Mieter mit allen 
Rechten und Pflichten aus dem Vertrag wurden.

Hiergegen wendet sich die Revision mit Ver­
fahrensrügen, die Jedoch nur darauf hinauslaufen, 
daß die Beklagten das Beweisergebnis anders gewür­
digt haben wollen. Das Berufungsgericht hat sich in­
dessen an die ihm glaubhaft erscheinenden Aussagen 
des Zeugen K^^, des Leiters der Grundstücksab­
teilung der Klägerin, und des Geschäftsfüheres der 
Klägerin, B^Hfe fim Parallelprozeß 8 U 2529/71 ge­
halten, mit deren Verwertving im vorliegenden Ver­
fahren die Parteien sich einverstanden erklärt ha­
ben. Es hat dabei unterstützend das Bestätigungs­
schreiben vom 4. April 1968 herangezogen. Darin 
liegt kein Rechtsfehler. Da der Wortlaut des Be­
stätigungsschreibens der vom Berufungsgericht
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vorgenommenen Würdigung zumindest nicht wi­
derspricht, steht für das Revisionsgericht 
fest, daß der Beklagte zu 2 seit 1, April 
1868 neben der Brstbeklagten Mieter war. Ob das­
selbe rechtliche Ergebnis auch daraus folgt, daß 
der Zweitbeklagte dem Bestätigungsschreiben vom 
4. April 1968 nicht widersprochen hat, ist danach 
unerheblich.

2. Der Eintritt des Zweitbeklagten in den Ver­
trag war nicht etwa deshalb unwirksam, weil er nur 
mündlich vereinbart worden ist, obwohl § 21 Nr. 4 des 
Mietvertrages für nachträgliche Änderungen und Ergän­
zungen die Schriftform vorschreibt. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, auch des er­
kennenden Senats, kann die Schriftformvereinbarung 
stillschweigend aufgehoben werden, wenn die Parteien 
die Maßgeblichkeit der formlosen Abrede übereinstim­
mend wollen. Das gilt selbst dann, wenn sie hierbei 
an das Schriftformerfordemis nicht gedacht haben 
(BGH Urteile vom 26. November 1964 - VII ZR 111/63 
= NJW 1965, 293, vom 26. Oktober 1966 - VIII ZR 173/65 
= WM 1966, 1335 und vom 29. November 1973 - VII ZR 
205/71 = WM 1974, 105). Das Berufungsgericht folgert 
daraus, daß die vom Zweitbeklagten vertretene Erst­
beklagte seit dem 2. April 1968 nur noch den ermäßig­
ten Mietzins gezahlt hat und daß diese Ermäßigung nach 
dem Vortrag der Beklagten die Voraussetzung für die Auf­
rechterhaltung des Geschäftsbetriebes der Weinstube war, 
die Maßgeblichkeit des am 2. April 1964 Vereinbarten.
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Das ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden,

3. Zu Unrecht verneint das Berufungsgericht 
indessen die Anwendbarkeit des § 566 BGB.

a) Nach dieser Vorschrift bedarf ein Mietver­
trag, der für längere Zeit als ein Jahr geschlossen 
wird, der Schriftform. Ungeachtet der Tatsache, daß 
zwischen der Erstbeklagten und der Klägerin bereits 
ein langfristiger Mietvertrag bestand, haben auf je­
den Fall der Zweitbeklagte und die Klägerin am 
2. April 1968 erstmals einen Mietvertrag miteinan­
der geschlossen. Warum für diesen Vertrag die ge­
setzliche Schriftformerfordernis nicht gelten soll, 
ist nicht einzusehen.

Das Berufungsgericht meint unter Hinweis auf 
Rechtsprechung und Schrifttum allerdings, der Zweit­
beklagte sei lediglich dem zwischen der Klägerin und 
der Erstbeklagten bestehenden Vertrag beigetreten 
und dieser Beitritt stelle sich als Abtretung eines Tei­
les der Rechte des Erstmieters, nämlich der Beklagten 
zu 1, an den Beklagten zu 2 sowie als Mitübernahme 
der der Erstbeklagten aus dem Vertrag zustehenden 
Verpflichtungen dar.

Ob dem gefolgt werden könnte, ist zweifelhaft, 
kann aber dahinstehen.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die vom
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Berufungsgericht angeführten Schrifttums- und 
Rechtsprechungsnachweise (Staudinger, BGB 11. Aufl.
§ 566 Nr. 13; Soergel/Siebert, BGB 10. Aufl. § 566 
Nr. 16; Planck, BGB 4. Aufl. § 566 Anm. 3; Mittel­
stein, Die Miete, 4. Aufl. S. 170; OLG Hamburg DJZ 
1907, 1091; KG Blätter für Rechtspflege im Bezirk 
des Kammergerichts 1927; 31; OLG Breslau JW 1930,
3244) fast ausnahmslos den Fall zum Gegenstand ha­
ben, daß an die Stelle des bisherigen Mieters ein 
neuer Mieter tritt. In derartigen Fällen wird aaO 
mit der Begründung, der Inhalt des ursprünglichen 
schriftlichen Mietvertrages bleibe unberührt, es 
liege nur ein Fall der Rechtsnachfolge vor, das 
Erfordernis der Schriftform nach § 566 BGB ver­
neint. Das ist nicht unbedenklich; denn zu den 
wesentlichen Bestandteilen eines Mietvertrages 
gehört neben Mietobjekt, Mietzeit und Mietzins 
auch die Bezeichnung der Vertragsparteien. Über­
zeugende Gründe warum eine Änderung insoweit nicht 
formbedürftig sein soll, sind nicht erkennbar.

Das Reichsgericht hält in den Fällen des 
Mieterwechsels die Einhaltung der gesetzlichen 
Schriftform nicht für erforderlich, in denen schon 
im ursprünglichen Vertrag ein Mietnachfolger vorge­
sehen war und der Vermieter sich dort mit dem Ein­
tritt eines neuen Mieters einverstanden erklärt 
hatte (RG JW 1924, 798). Von Soergel/Siebert wird 
aaO die Auffassung vertreten, die Zustimmung des Ver­
mieters zu einem zwischen Mieter und Nachfolger ver-
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einbarten Mieterwchsel sei wegen § 182 Abs. 2 BGB 
nicht formbedürftig.

Abgesehen davon, daß auch in dem letztge­
nannten Falle offensichtlich davon ausgegangen 
wird, daß jedenfalls die Nachfolgevereinbarung 
selbst der Schriftform bedarf (so ausdrücklich 
Erman, BGB 5. Aufl. § 566 Anm. 1) und nur die 
Zustimmung formfrei ist, liegt der vorliegende 
Sachverhalt in zwei wesentlichen Punkten anders 
als die von Rechtsprechung und Schrifttum aaO be­
handelten Fälle. Einmal handelt es sich nicht um 
einen Fall des Mieterwechsels. Der Gesichtspunkt, 
es handle sich um eine bloße Rechtsnachfolge in 
einen bestehenden Vertrag, scheidet also aus. Über­
dies ist der Beitritt des Beklagten zu 2 nicht zwi­
schen ihm und der Erstbeklagten mit nachfolgender Zu­
stimmung der Klägerin getroffen worden, sondern es 
liegt eine dreiseitige Vereinbarung aller Beteilig­
ten vor. Daß nach dem Prinzip der Vertragsfreiheit 
ein Mieterwechsel auf diese Weise vereinbart werden 
kann, hat der Bundesgerichtshof wiederholt ausge­
sprochen (Urteile vom 29. Oktober 1957 - VIII ZR 
292/56 = LM BGB § 581 Nr. 16 und vom 7. November 
1962 - V ZR 120/60 = WM 1963, 218). Für den Fall 
der Mieterhäufung kann nichts anderes gelten.

Bei lebensnaher Betrachtungsweise kann nicht 
bezweifelt werden, daß dann, wenn in einem solchen
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Falle an die Stelle eines Mieters deren zvei tre­
ten, der bisherige Vertrag seinen Inhalt ändert, 
auch wenn sonst alle Bestimmungen des alten Ver­
trages bestehenbleiben• Es ist ein nicht nur recht­
licher, sondern auch wirtschaftlicher Unterschied, 
ob zwei Mieter Anspruch auf Überlassung der Miet­
sache haben und ob dem Vermieter statt ein zwei 
Mieter den Mietzins schulden. Außerdem sind bei 
einem Dauerschuldverhältnis wie der Miete nicht 
nur die persönlichen Eigenschaften des oder der 
Mieter, sondern auch deren wirtschaftliche Lei­
stungsfähigkeit von erheblicher Bedeutung. Daraus 
folgt weiter, daß es sich bei einer Mieterhäufung 
auch nicht um eine nebensächliche Vertragsänderung 
handelt, die deshalb möglicherweise nicht der Beur­
kundung bedurfte (Senatsurteil vom 28. November 1962 
- VIII ZR 142/61 = WM 1963, 172 f, vom 26. Oktober 
1966 - VIII ZR 173/66 *: WM 1966, 1335 und vom 18.
Juni 1969 - VIII ZR 88/67 = WM 1969, 920 f). Viel­
mehr hätte der Eintritt des Zweitbeklagten in den 
Mietvertrag auch unter dem Gesichtspunkt des "bloßen" 
Vertragsbeitritts unter Einhaltung der Schriftform 
der §§ 566, 126 BGB geschehen müssen.

b) Da dieses Formerfordernis nicht erfüllt ist, 
konnte der Zweitbeklagte den zwischen ihm und der 
Klägerin geschlossenen Vertrag nach Ablauf des er­
sten Vertragsjahres, d.h. ab 30. März 1969 wie einen 
auf unbestimmte Zeit geschlossenen Vertrag kündigen:
§ 566 Satz 2 BGB.
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Es kann dahingestellt bleiben, ob schon in dem 
Schreiben des Zweitbeklagten vom 16* Mai 1 9 6 9, in wel­
chem er der Klägerin mitteilte, das Lokal müsse zum 
30. Juni 1969 geschlossen werden, die Klägerin möge 
sich nach einem anderen "Pächter*1 umsehen, eine Kün­
digung gesehen werden kann, oder ob diese erst in 
der Einstellung des Betriebes am 30. Juni 1969 und 
der Einstellung der Mietzahlungen in Verbindung mit 
dem vorangegangenen Schreiben vom 16. Mai 1969 zu 
sehen ist. Nach § 565 Abs. 1 Nr. 3 BGB konnte der 
Zweitbeklagte, weil es sich um ein Mietverhältnis 
über Geschäftsräume handelt, ohnehin nur zum Schluß 
des Kalendervierteljahres kündigen, und zwar spä­
testens am 3. Werktag des Vormonats. Demnach ist 
der Mietvertrag zwischen der Klägerin und dem Zweit­
beklagten so oder so mit Ablauf des 30. September 
1969 beendet worden.

c) Diese Kündigung verstößt nicht gegen Treu 
land Glauben. § 566 BGB ist im Hinblick auf § 571 
BGB zum Schutz eines etwaigen Grundstückserwerbers 
geschaffen, um diesem die Möglichkeit zu geben, 
sich anhand der ihm vom Veräußerer zu überreichen­
den Urkunden (§ 444 BGB) möglichst umfassend über 
etwa bestehende Mietverhältnisse unterrichten zu 
können. Fehlt es an dieser Unterrichtungsmöglich­
keit, weil der Mietvertrag nicht schriftlich ge­
schlossen wurde, so erlaubt § 566 Satz 2 BGB, das 
Mietverhältnis nach Ablauf eines Vertragsjahres 
zu kündigen. Mit Rücksicht hierauf hat der Senat

r— r
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wiederholt ausgesprochen, daß nur unter ganz besonde­
ren Umständen in der Berufung auf die Kündigungsmög­
lichkeit des § 566 Satz 2 BGB ein Verstoß gegen
§ 242 BGB liegt (Urteile vom 28. November 1962 - VIII 
ZR 142/61 = WM 1963, 172 f, vom 27. November 1963 - 
VIII ZR 116/62 = WM 1964, 184, 186, vom 5. Juli 1967
- VIII ZR 124/65 = WM 1967, 907, vom 4. November 1970
- VIII ZR 76/69 = WM 1970, 1480 und BGHZ 50, 39, 45). 
Solche besonderen Umstände sind hier nicht erkennbar. 
Der Zweitbeklagte hat sich nicht etwa einer mündlich 
verabredeten Beurkundung des Nachtragsvertrages ent­
zogen (vgl. dazu das Urteil vom 27* November 1963 aaO) 
und es liegen auch keinerlei Anhaltspunkte dafür vor, 
daß die Beurkundung des Vertragsbeitritts vom Zweitbe­
klagten in anderer Weise vereitelt worden ist. Umge­
kehrt lag es für die in Mietsachen bewanderte Klägerin 
nahe, den für sie wichtigen Vertragseintritt des Zweit­
beklagten dadurch rechtlich abzusichern, daß das münd­
lich Vereinbarte in der vom Gesetz vorgeschriebenen 
Schriftform wiederholt wurde,-Wenn sie hiervon ab­
sah, besteht keine Veranlassung, sie entgegen der 
zwingenden gesetzlichen Regelung des § 566 BGB gegen 
eine Kündigung des Zweitbeklagten zu schützen.

d) Die gegen den Zweitbeklagten gerichtete 
Klage war deshalb abzuweisen. Ein Anspruch gegen 
den Zweitbeklagten steht der Klägerin auch nicht 
nach den Grundsätzen der sog. "Durchgriffshaftung" 
zu. Ob die Voraussetzungen für einen "Durchgriff" 
auf den Zweitbeklagten überhaupt angenommen werden



könnten, wozu das Berufungsgericht neigt, kann da­
hinstehen. Das Oberlandesgericht lehnt im Parallel­
prozeß 8 U 2529/71 selbst eine Haftung des Beklag­
ten zu 2 aus diesem Gesichtspunkt mit der Begrün­
dung ab, es gehe hier nur um Ansprüche, die nach 
dem 2. April 1968 entstanden seien. Zu diesem Zeit­
punkt sei der Klägerin die desolate finanzielle 
Lage der Erstbeklagten bekannt gewesen. In Kennt­
nis dieser Lage habe sie den Vertrag mit der Erst­
beklagten fortgesetzt und den Zweitbeklagten als 
mithaftenden Mieter aufgenommen.

Bei einem solchen Sachverhalt fehlt es in der 
Tat an einem Grund, der es aus dem für einen Durch­
griff hier allein in Betracht kommenden Gesichts­
punkt von Treu und Glauben rechtfertigen könnte, 
über die Rechtsfigur der Juristischen Person hin­
wegzugehen und eine persönliche Inanspruchnahme 
des Gesellschafters und Geschäftsführers der Erst­
beklagten, des Zweitbeklagten, für Verbindlichkei­
ten der Beklagten zu 1 zuzulassen. Dabei ist gleich­
gültig, daß die Klägerin trotz der Vereinbarung vom 
2. April 1968 den Zweitbeklagten im Ergebnis nicht 
in Anspruch nehmen kann (s. oben). An sich war die 
vereinbarte Aufnahme des Zweitbeklagten in den Miet­
vertrag das richtige Mittel, um sich gegen den Fall 
der Insolvenz der Erstbeklagten zu sichern. Daß 
dieses Mittel nur von begrenzter Wirkung blieb, hat 
die Klägerin selbst verursacht, indem sie trotz ihrer 
Erfahrung in Grundstücksmietverträgen die für sie
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wichtige Vereinbarung nicht in der vom Gesetz vorge- 
sehriebenen, im Vertrag vom 30. Oktober 1967 verein­
barten und im übrigen aus rein praktischen Erwägungen 
ohnehin naheliegenden Schriftform abschloß.

II. Im Ergebnis zutreffend ist das angefochte- 
ne Urteil Jedoch, soweit die Erstbeklagte zur Zahlung 
verurteilt worden ist. Diese hatte einen den Vorschrif 
ten der §§ 566, 126 BGB entsprechenden Vertrag bis 
31. Oktober 1977 - bis dahin also unkündbar - fest 
abgeschlossen.

1, Nach ständiger Rechtsprechung und allgemei­
ner Meinung im Schrifttum entbehrt allerdings ein 
schriftlich geschlossener Vertrag, der nachträglich 
formlos geändert wird, nunmehr insgesamt der Schrift­
form (BGHZ 50, 39 m.w.Nachw.). Daß in der Aufnahme 
des Zweitbeklagten in den zwischen der Klägerin und 
der Erstbeklagten bestehenden Mietvertrag eine Ver­
tragsänderung liegt, wurde bereits ausgeführt. Der 
erkennende Senat hat Jedoch eine Ausnahme für einen 
Verlängerungsvertrag zugelassen (BGHZ 50, 39) und da­
bei erwogen, daß dieser in den Inhalt des bereits 
bestehenden, formgültigen, ursprünglichen Vertrages 
während dessen Laufzeit in keiner Weise eingreift, 
sondern nur zur Folge hat, daß der vereinbarten Miet­
zeit, bei der es nach dem Willen der Vertragsschlie­
ßenden bleibt, ein weiterer Zeitabschnitt vertrag­
lich angefügt wird. Der Gedanke, daß der als unteil­
bare Einheit aufgefaßte Inhalt des Vertrages form-
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gültig nur abgeändert werden kann, wenn er insge­
samt von der Schriftform umfaßt wird, treffe dann 
nicht mehr in vollem Umfang zu, wenn die Änderung 
nur in einer den sonstigen Inhalt nicht berühren­
den Verlängerung besteht. Daraus folge, daß nur 
der Verlängerungsvertrag auf unbestimmte Zeit ge­
schlossen und deshalb kündbar ist, während der ur­
sprüngliche formgültige Vertrag bis zum Ende der 
vereinbarten Laufzeit fest abgeschlossen bleibt.

Diese Grundsätze können auf den hier vorlie­
genden Fall übertragen werden, soweit es sich um den 
Vertragsbeitritt des Zweitbeklagten handelt. Die 
Rechtstellung der Erstbeklagten sollte dadurch grund­
sätzlich nicht geändert werden. Sie sollte und wollte 
Mieterin mit allen sich aus dem Vertrag vom 30. Okto­
ber 1967 ergebenden Rechten und Pflichten bis 3 1. Ok­
tober 1977 bleiben. Lediglich ein neuer Mieter trat 
hinzu. Bei einer solchen Fallgestaltung sind keine 
Gründe erkennbar, warum die Erstbeklagte ihre schuld­
rechtlichen Verpflichtungen durch eine vorzeitige Kün­
digung praktisch nur deshalb sollte beenden können, 
weil ein Zusatzvertrag nicht den Formvorschriften ent­
spricht, der den Eintritt eines weiteren Mieters zum 
Gegenstand hat, im übrigen aber ihre Rechtsbeziehungen 
zur Klägerin nicht berührt.

2. Allerdings enthält die Vereinbarung vom 
2. April 1968 außerdem eine MietzinsSenkung um mo­
natlich 400 DM. Diese verändert, und das ist der Un-
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terschied zum Vertragseintritt des Zweitbeklagten, 
unmittelbar die Rechtstellung der Erstbeklagten 
als Mieterin. Gleichwohl bedarf es keiner Entschei­
dung, ob diese Abrede etwa deshalb nicht der Schrift­
form bedurfte und darum die Formgültigkeit des gesam­
ten Vertrages nicht berührt wurde, weil sie einen un­
wesentlichen Nebenpunkt betraf, obgleich sie nach der 
Feststellung des Berufungsgerichts für längere Zeit 
als ein Jahr galt (vgl. das Senatsurteil vom 18. Juni 
1969 - VIII ZR 88/67 = WM 1969, 920, 921). Offen blei­
ben kann auch, ob nachträgliche MietzinsSenkungen etwa 
deshalb nicht schriftlich vereinbart zu werden brauchen, 
weil es sich insoweit um eine teilweise Aufhebung einer 
Verpflichtung handelt und die Aufhebung eines Mietver­
trages nach allgemeiner Meinung der Schriftform nicht 
bedarf (vgl. Müller JR 1970, 86, 87). Auf keinen Fall 
könnte die Erstbeklagte unter Berufung auf die etwa 
eingetretene Formungültigkeit des Mietvertrages vorzei­
tig kündigen.

Das ergibt sich aus § 242 BGB. Die Mietzinssenkung 
war eine Abrede, die zu einer Schlechterstellung der Klä­
gerin führte und einseitig die Erstbeklagte begünstigte.
Es verstößt gegen den Grundsatz von Treu und Glauben, wenn 
die Erstbeklagte aus dieser ihr vorteilhaften Abrede nur 
deshalb, weil sie nicht in der vorgeschriebenen Schrift­
form geschlossen wurde, den weiteren Vorteil ziehen will, 
sich nunmehr von dem ihr lästig gewordenen Mietvertrag 
zu lösen, obgleich die Formvorschrift, aus der sie dieses
Recht ableitet, jedenfalls nach ihrem ursprünglichen Zweck
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nicht ihren, sondern den Schutz eines Dritten, 
nämlich eines etwaigen Erwerbers des Mietgrund- 
stücks, im Auge hat,

III. Die Erstbeklagte kann nicht einwenden, 
die Klägerin habe treuwidrig die Vermietung der 
Weinstube an die Eheleute D^|[^^ zum 1. Juli 1969 
dadurch unmöglich gemacht, daß sie diesen zu hohe 
Umsatzzahlen mitgeteilt und dadurch die Anfechtung 
des Kaufvertrages über das Inventar und das Ab­
standnehmen vom Abschluß eines Mietvertrages ver­
schuldet habe.

Mit diesem Einwand können sie schon deshalb 
keinen Erfolg haben, weil die Klägerin überhaupt 
nicht verpflichtet war, mit einem Mietnachfolger 
abzuschließen. Sie konnte sich, da eine Nachfol­
gerklausel nicht vereinbart war, auf den Mietver­
trag berufen (§ 552 BGB). Ob etwas anderes dann 
gelten würde, wenn die Beklagten den Mietnachfol­
ger beigebracht hätten, kann auf sich beruhen. So 
war es hier aber nicht. Die Eheleute D ^ H ^  sind 
mit den Beklagten und der Klägerin durch die von 
der Klägerin beauftragte Firma W^|^-Vermittlung in 
Verbindung gekommen. Wenn es dabei wegen der angeb­
lich von der Klägerin mitgeteilten zu hohen Umsatz­
zahlen zur Vertragsanfechtung gekommen ist, so recht­
fertigt das nicht eine Zahlungsverweigerung unter 
Berufung auf einen Verstoß der Klägerin gegen
§ 242 BGB. Es kann deshalb dahingestellt bleiben,
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ob es wirklich die Klägerin war, die die falschen 
Umsatzzahlen den Eheleuten D ^ m ^  mitgeteilt hat, 
oder ob es sich dabei nicht, wie die Klägerin be­
hauptet, um eine Mitteilung der Firma handel­
te.

B. Die Kostenentscheidung

Über die Kosten des Rechtsstreits ist gemäß 
§§ 92, 100 ZPO zu entscheiden. Dabei ist die Kosten­
entscheidung des Berufungsgerichts auch insoweit 
abzuändem, als es der Klägerin wegen der angeblichen, 
im ersten Rechtszug erfolgten Klagerücknahme in Höhe 
von 1 845 DM einen Kostenanteil auferlegt hat. Die 
Klägerin hatte ihren Klagantrag über 1 845 DM ur­
sprünglich mit dem Anspruch auf die Augustmiete 
1969 begründet. Auf den Hinweis der Beklagten, 
daß diese Miete im Parallelprozeß 8 U 2529/71 rechts­
hängig war, hat die Klägerin ihren Anspruch insoweit 
dann mit der Julimiete 1970 begründet. Darin liegt 
aber keine Klagrücknahme, sondern - allenfalls - eine 
zulässige Klagänderung (vgl. § 268 Nr. 3 ZPO), der 
die Beklagten zugestimmt haben. Daß eine Klagerück­
nahme nicht vorliegt, haben die Parteien noch in 
erster Instanz auch selbst richtig erkannt wie die 
Protokolle über die Verhandlungstermine vom 1. No­
vember 1971 und vom 11. November 1971 ergeben.
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Eine Abänderung der Kostenetscheidung zu Lasten 
der Beklagten scheitert nicht am Verbot der nachtei­
ligen Änderung im Rechtsmittelverfahren; denn dieses 
Verbot gilt nicht für die Kostenentscheidung (BGH 
Beschluß vom 11. Januar 1965 - VII ZR 127/65 = 
KostRspr § 308 Nr. 4).

Dr. Haidinger Claßen Braxmaier

Dr Hiddemann Wolf
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